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Einleitung 

Zahlreiche Gemeinden, Städte und Kreise haben sich bereits auf den Weg gemacht, die UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) durch systematische planerische Aktivitäten umzusetzen und 
durch volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe das Ziel eines inklusiven Gemeinwesens zu 
erreichen. Die Auseinandersetzung mit der UN-BRK wird dabei als wichtiger Beitrag zur Stärkung des 
Zusammenhalts wahrgenommen. Die im Forschungsprojekt näher untersuchten Kommunen fanden 
dabei jeweils eigene, für die spezifischen Ausgangsbedingungen geeignete Wege, um die UN-BRK 
umzusetzen. Aus bundesweiten Recherchen von Planungsprozessen, aus vertiefenden 
Untersuchungen in 29 Kommunen, Beratungen im Projekt-Beirat sowie aus zahlreichen Gesprächen 
und Veranstaltungen ergeben sich Erkenntnisse über förderliche Faktoren und Stolpersteine für 
systematische Planungsprozesse. Diese werden im Folgenden benannt, um Kommunen Orientierung zu 
bieten, in denen die Entscheidung zur planerischen Umsetzung noch nicht gefallen ist, und sie zu 
ermutigen, einen Planungsprozess zu starten. Anderen Kommunen können die Ausführungen helfen, 
die nächsten Schritte der Umsetzung und der Fortschreibung ihrer Planung vorzubereiten. 

Unter Planungsaktivitäten sind Aktivitäten zu verstehen, die  

 auf der Grundlage eines Beschlusses eines kommunalen Gremiums bzw. einer Beauftragung 
durch eine kommunale Stelle, 

 mit Bezug auf die Umsetzung der UN-BRK,  
 unter Federführung der Kommunen, 
 ausgestattet mit Ressourcen, 
 mit einer Planungsstruktur stattfinden bzw. stattgefunden haben und  
 auf ein Planwerk und/oder die Verankerung der Umsetzung der UN-BRK in bestehenden 

Planungsprozessen (zum Beispiel Stadtentwicklungsplanung, Schulentwicklungsplanung oder 
Jugendhilfeplanung) zielen. 

Abbildung 1: Die Einzelschritte eines idealtypischen Planungszyklus
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1. Agendasetting 

Die UN-BRK ist für die Kommunalentwicklung attraktiv. Sie bietet eine menschenrechtliche Perspektive 
darauf, was erforderlich ist, um volle Teilhabe aller Menschen zu ermöglichen und welche Barrieren der 
vollen Teilhabe im Wege stehen. Sie gehört auf die kommunale Agenda, um unter Bürger*innen und 
kommunalpolitischen Akteuren ein Bewusstsein für die Herausforderungen im Alltag und für die 
Benachteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen zu schaffen. Dabei geht es vor allem darum, 
Aufmerksamkeit zu erzeugen und Verbündete zu finden. 

Ziel: Die planerische Umsetzung der UN-BRK vor Ort steht auf der 
Tagesordnung der Kommune und wird als bedeutsam eingeschätzt. 

Förderliche Faktoren 

 Das Vorhandensein einer Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und/oder einer 
Interessenvertretung, die aktiv einbezogen wird in die Politik zur Förderung der 
gleichberechtigten Teilhabe und der Entwicklung inklusiver Strukturen. Partizipative Strukturen 
(z.  B. Beiräte, Beauftragte oder Zusammenschlüsse der Selbsthilfe) sind wichtig, um das 
Thema voranzutreiben.  

 Die Aktivitäten zum Agendasettingwirken als Kristallisationskern für die Bildung bzw. 
Weiterentwicklung von Strukturen der Partizipation und für die Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Gruppen. 

 Die Zusammenarbeit unterschiedlicher Gruppen von Menschen mit Behinderungen empfinden 
die Beteiligten als bereichernd und lehrreich. 

 Es gelingt, die Öffentlichkeit mit Anliegen zu erreichen (zum Beispiel über Presse, Social Media, 
Veranstaltungen) und Verbündete zu finden im Einsatz für ein inklusiveres Gemeinwesen. Auch 
Protestaktionen und Demonstrationen können wirksame Mittel sein, um auf Alltagshindernisse 
hinzuweisen und für diese zu sensibilisieren. 

Stolpersteine 

 Wohlwollendes Desinteresse gegenüber dem Anliegen der UN-BRK: Diesem Problem stehen 
beginnende Initiativen deutlich öfter gegenüber als (sachlich argumentierendem) Widerstand. 

 Sonderstrukturen werden als inklusiv dargestellt: Das fachlich widersinnige Umdeuten von 
Begriffen gefährdet die Verständigung im Diskurs und nimmt der UN-BRK bzw. dem 
Menschenrechtsdiskurs die Schärfe. 

 Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung weisen auf Anbieter von Unterstützungsdiensten 
bzw. Wohlfahrtsverbände hin, die das Thema Behinderung als exklusive, eigene Aufgabe 
bearbeiten. Betroffene selbst finden in der kommunalpolitischen Diskussion kein oder kaum 
Gehör. 
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So kann es gehen: 

Ideen und Projekte in der Kommune zur Förderung der gleichberechtigten Teilhabe und zur 
Entwicklung einer inklusiven Infrastruktur von vor Ort aktiven Akteuren – zum Beispiel aus der Selbst- 
oder Interessenvertretung, aus der Selbsthilfe, von Trägern, aus Verwaltung und Politik – dienen als 
Ausgangspunkt. Die Beteiligten tauschen sich aus, um die Einzelinitiativen zur systematischen 
Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im Sinne der Vorgaben der UN-BRK 
zusammenzuführen und andere wichtige Akteure miteinzubeziehen. Mit gemeinsamen 
Veranstaltungen wird die Öffentlichkeit über Lokalpresse und anderen wichtigen Medien erreicht und 
das Thema der Verbesserung der Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen nach den 
Vorgaben der UN-BRK auf die kommunalpolitische Tagesordnung gesetzt. 
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2. Initiierung 

Steht das Thema Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen aus Perspektive der UN-BRK 
erst einmal auf der Tagesordnung einer Kommune, kann die planerische Bearbeitung vorbereitet 
werden. Eine wichtige Voraussetzung dafür sind Verbündete in kommunalpolitischen Gremien, die die 
Initiierung der Planung unterstützen. Diese lassen sich etwa durch den Zugang zur Kommunalpolitik 
(zum Beispiel Amtsträger, Debatten in Parteien etc.) finden oder durch die Vermittlung von Fachwissen 
(zum Beispiel zu den Vorgaben der UN-BRK, zur Strukturierung von Planungsprozessen oder zu 
relevanten Unterstützungsstrukturen). Wichtig ist auch, die weiteren Prozessschritte von Anfang an zu 
strukturieren und die dafür erforderlichen Ressourcen zu erschließen. Diese Phase kann unter 
Umständen länger dauern, wenn Verbindungen erstmalig geknüpft werden müssen oder wenn 
Sensibilisierungsarbeit für die Anliegen in die Verwaltung und Kommunalpolitik hinein geleistet werden 
muss. 

Ziel: Die Bündnispartner für die planerische Umsetzung der UN-BRK sind 
gefunden. 

Förderliche Faktoren 

 Menschen mit Behinderungen und andere Akteure (zum Beispiel Träger von 
Unterstützungsangeboten), die nicht in das Agendasetting eingebunden waren, für die 
Unterstützung des Anliegens gewinnen. 

 Menschen mit Behinderungen, beispielsweise in der Selbsthilfe und auch in Einrichtungen, 
ermutigen, sich in die Vorbereitung des Planungsprozesses einzubringen. 

 Es gelingt, die Chancen des Themas UN-BRK in den politischen Fraktionen des 
Kommunalparlaments zu diskutieren und gemeinsames Engagement zu vereinbaren. 

 Die Verwaltung unterstützt das Anliegen und bringt ihr spezifisches Fachwissen für die 
Strukturierung des Vorgehens ein. 

 Ein gelungenes Beispiel einer vergleichbaren Kommune, am besten aus der näheren 
Umgebung, dient der Orientierung und Motivation. 

 Die Verbindung zu anderen Themen oder Planungen (Demografie, Familie, Mobilität etc.) 
sichert Unterstützung und Verbündete für den Prozess. 

Stolpersteine 

 Der Prozess wird in seiner Legitimation infrage gestellt, indem herausgestellt wird, dass nicht 
alle Gruppen von Menschen mit Behinderungen und andere Akteure (in gleichem Umfang) von 
Anfang an mit eingebunden sind. 

 Es bauen sich Widerstände auf, da ein Prozess nur einer Gruppe oder einem Akteur 
zugeschrieben wird. 

 Ein Akteur versucht, den Prozess allein zu prägen und andere Beteiligte nur zu informieren oder 
gar ganz herauszuhalten. 
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 Eine zeitlich zu sehr in die Länge gezogene Vorbereitung des Prozesses birgt das Risiko, dass 
die Motivation zum Engagement von Akteuren und Initiativen nachlässt. 

So kann es gehen: 

Ein Kreis von Menschen, die in der Kommune bereits im Themenfeld Behinderungen aktiv sind, 
berät, wie unter den lokalen Bedingungen ein systematischer Planungsprozess sinnvoll gestaltet 
werden könnte. Sie gewinnen Menschen mit Behinderungen in der Selbsthilfe und in anderen 
Zusammenhängen für die Mitarbeit. Sie laden Expert*innen zum Beispiel aus vergleichbaren 
Kommunen ein oder machen eine Exkursion dorthin. In Gesprächen mit der Verwaltung und den 
Fraktionen leisten sie Überzeugungsarbeit und loten aus, welche Inhalte mitgetragen werden. Es 
findet ein moderierter Workshop statt, in dem Vorüberlegungen für die Beschlussfassung und 
wichtige Elemente einer möglichen Planung erarbeitet werden. 
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3. Legitimation durch einen politischen Beschluss

Die vorbereitenden Aktivitäten der ersten beiden Phasen münden darin, dass die Planung als Anliegen 
der Kommunalpolitik diskutiert wird und die Eckpunkte des weiteren Vorgehens festgelegt werden. Für 
die verbindliche Regelung von kommunalen Anliegen sind die Kommunalparlamente der demokratisch 
legitimierte Ort. Sie verleihen einem Thema gesellschaftliche Anerkennung und erleichtern die 
Ressourcenerschließung. Da Inklusion kein Spezialthema ist, sondern als Querschnittsanliegen alle 
Lebens- und Politikbereiche berührt, können hier auch weitergehende Befassungen und Verbindungen 
mit anderen Themen festgelegt werden. Mit dem Beschluss im zuständigen kommunalen Gremium wird 
der Verwaltung ein verbindlicher Auftrag erteilt. 

Ziel: Der Beschluss im Kommunalparlament schafft eine politisch legitimierte, 
transparente und geeignete Grundlage für die planerische Umsetzung der 
UN-BRK. 

Förderliche Faktoren 

 Viele Fraktionen unterstützen den Beschlussvorschlag inhaltlich. Er wird mit großer Mehrheit
beschlossen.

 Der Beschluss regelt mehrere oder alle der folgenden Aspekte:
 Orientierung an der UN-BRK
 Verbindliche Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen und weiterer wichtiger Akteure in

alle Prozessschritte
 Bereitstellung von personellen und sachlichen Ressourcen und Festlegung der

hauptverantwortlichen Person für die operative Gestaltung des Prozesses in der Verwaltung
 Hervorhebung der im Prozess zu priorisierenden Themen
 Grobe zeitliche Orientierung
 Perspektivische Ausrichtung an Monitoring und Evaluation

Stolpersteine 

 Der Beschluss ist zu konkret formuliert, um flexible Reaktionen auf veränderte Bedingungen zu
ermöglichen.

 Der Beschluss ist so vage formuliert, dass kein Akteur sich verbindlich auf einzelne Aspekte
berufen kann.

 Beschlüsse sind so verklausuliert formuliert, dass viele Prozessteilnehmende daraus keine
Orientierung für das Vorgehen ableiten können.

 Es fehlen zeitliche Vorgaben und Aussagen zu bereitgestellten Ressourcen.
 Die Planung inklusiver Lebensbedingungen erfolgt ausschließlich durch die

Kommunalverwaltung – ohne Menschen mit Behinderungen mit ihrer Expertise und Sichtweise
einzubeziehen.

 Die Planung wird so rasch „durchgewinkt“, dass sich die politischen Akteure inhaltlich nicht mit
ihr auseinandersetzen können.
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So kann es gehen:  

Ein Kreis von Menschen, die in der Kommune bereits im Themenfeld Behinderungen und kommunale 
Planung aktiv sind, tauscht sich aus, wie ein an die spezifischen lokalen Gegebenheiten angepasster 
systematischer Planungsprozess gestaltet werden kann. Sie informieren sich über die 
Beschlussvorlagen bei anderen Kommunen, die bereits erfolgreiche Planungsprozesse durchgeführt 
haben. Diese sind meist über das Ratsinformationssystem zugänglich. In Gesprächen mit den 
Fraktionen des Kommunalparlamentes und der Verwaltungsspitze wird geklärt, welche 
Rahmenbedingungen im kommunalen Beschluss abgesichert werden sollen. 
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4. Schaffung einer Planungsstruktur 

Mit dem kommunalpolitischen Rückhalt kann nun festgelegt werden, welche Akteure zusammenarbeiten 
und welche Themen (gegebenenfalls vorrangig) bearbeitet werden sollen. Die Festlegung der 
Planungsstruktur ist in einigen Fällen Inhalt des Beschlusstextes, in anderen Fällen erfolgt die genaue 
Ausgestaltung erst im Nachgang. Da die Kommunen sich in Größe, Zuständigkeiten und Erfahrungen 
mit partizipativen Planungsprozessen stark unterscheiden, sind die jeweils für die lokalen 
Gegebenheiten passende Strukturen festzulegen. Die Orientierung an Planungsprozessen, die sich in 
anderen Kommunen als erfolgreich herausgestellt haben, kann dennoch auf der Suche nach geeigneten 
Strukturen helfen. Zugleich sind die spezifischen Vorgaben der UN-BRK (Partizipation von Menschen 
mit Behinderungen, Orientierung an den jeweiligen Artikeln, den allgemeinen Empfehlung und den 
Staatenberichten) zu beachten und auf die jeweiligen kommunalen Gegebenheiten zuzuschneiden. 

Ziel: Unter Berücksichtigung der lokalen Besonderheiten und 
Planungserfahrungen ist eine geeignete Struktur gefunden, um den 
weiteren Prozess zu gestalten und das Planwerk zu erarbeiten. 

Förderliche Faktoren 

 Es werden hauptverantwortliche Personen beschäftigt, die fachlich befähigt sind, komplexe und 
dynamische Planungsprozesse zu einem breiten Themenspektrum durchzuführen. 

 Eine Steuerungsgruppe in arbeitsfähiger Größe setzt sich partizipativ aus Personen mit 
unterschiedlichen fachlichen Kompetenzen zusammen.  

 Die Beteiligten erarbeiten ein gemeinsames Planungsverständnis (schrittweise Umsetzung; 
Bestreben, aus Erfahrungen zu lernen; Orientierung an den Vorgaben der UN-BRK; 
pragmatische Vorgehensweisen und Verknüpfung mit anderen Planungen). 

 Es gibt eine angemessene Anzahl an Arbeitsgruppen, die unterschiedliche Expertisen 
vereinigen und ihr jeweiliges Themenfeld erschließen (ausgehend von den Artikeln der 
Konvention) und mit ortsspezifischer Expertise das Vorgehen operationalisieren. 

 Die Arbeitsgruppen haben einen klaren Arbeitsauftrag (wer, was, bis wann?). Es findet eine 
kontinuierliche Rückkopplung an die Steuerungsgruppe statt. 

 Die Planungsgruppen arbeiten barrierefrei und ermutigen Menschen mit unterschiedlichen 
Beeinträchtigungen zur Mitarbeit. 

 Die Kommunalpolitik ist weiterhin in die Arbeitsprozesse eingebunden (zum Beispiel über 
Arbeitsgruppen). 

 Die Prozessgestaltung orientiert sich an den vor Ort verfügbaren Ressourcen und legt – an den 
Vorgaben der UN-BRK orientierte – konkrete Veränderungsschritte fest. 

 Die Vorgehensweise für die Planung berücksichtigt Gestaltungs- und 
Beeinflussungsmöglichkeiten der jeweiligen Kommune (vor allem: Auswertung vorliegender 
Daten, Fachgespräche, Begehungen, Auswertung von Verfahrensabläufen, Erhebungen). 

 Externe Dienstleister werden für Teilaufgaben eingebunden (zum Beispiel Moderation von 
Workshops und Veranstaltungen, Aufgaben bei der Erhebung der Ausgangssituation, kritische 
Reflexion), ihnen wird jedoch nicht die Hauptverantwortung im Prozess übertragen. 
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Stolpersteine 

 Der Prozess wird so komplex, dass er nicht mehr nachvollziehbar ist und die Durchführenden 
überfordert. 

 Der Prozess orientiert sich nur am Kerngeschehen im Inneren der Verwaltung und hat daher 
keine wahrnehmbaren Auswirkungen auf den Alltag der Bevölkerung. 

 Es fehlt ein gemeinsames Verständnis von Planungsauftrag und von den Inhalten der UN-BRK, 
insbesondere von Grundsätzen wie Partizipation und gleichberechtigte Teilhabe. Divergierende 
Sichtweisen werden nicht dokumentiert und diskutiert, sondern bewusst im Unklaren gelassen. 

 Die Arbeitsweise der Arbeitsgruppe ist einseitig an den Bedürfnissen hauptamtlich Beschäftigter 
ausgerichtet (Zeitpunkte der Treffen, Formalisierung des Austauschs, Komplexität der 
Dokumentation). 

 Es fehlt eine verbindende Moderation und Organisation in den Arbeitsgruppen sowie 
Kommunikation zwischen den einzelnen Arbeitsgruppen. 

 Verantwortung für und Durchführung des Prozesses werden auf die Vertretung der Menschen 
mit Behinderungen (Beiräte und Beauftragte) übertragen, ohne ihnen jedoch die erforderlichen 
Strukturen und Ressourcen dafür zur Verfügung zu stellen. 

So kann es gehen: 

Auf der Grundlage des Beschlusses wird ein Steuerungsgremium gebildet, dem mindestens die 
Spitze der Verwaltung, die hauptverantwortliche Person in der Verwaltung und die Selbstvertretung 
von Menschen mit Behinderungen angehören. Weitere Personen werden je nach Struktur und den 
Traditionen der Kommune hinzugezogen. Für die hauptverantwortliche Person wird eine 
Aufgabenbeschreibung erarbeitet und mit der Verwaltung abgestimmt. Für die fachlichen 
Arbeitsgruppen werden Inhalte, die zu beteiligenden Personen, Aufgaben und Zeitpläne festgelegt. 
Die Arbeitsgruppen werden durch ein Sprecher*innen-Tandem der Kommunalverwaltung oder -politik 
und einer Selbstvertretungsorganisation geleitet. Zwischen den Arbeitsgruppen findet ein 
regelmäßiger Austausch über die benötigten Informationen und Daten, die Zwischenergebnisse 
sowie die Ausarbeitung des Planwerks statt. 
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5. Analyse der Ausgangssituation 

Lebenssituationen von Menschen mit und ohne Behinderungen werden stark von den infrastrukturellen 
Gegebenheiten und den vorhandenen Unterstützungsmöglichkeiten in einer Kommune geprägt. Die 
Analyse der Ausgangssituation ist eine gute Möglichkeit, die Lebensbedingungen zu verstehen und eine 
Sensibilisierung dafür zu fördern. Solche Daten können entweder gezielt zu Beginn des 
Planungsprozesses erhoben oder aus bestehenden Statistiken und Untersuchungen entnommen 
werden und als Hintergrundfolie dienen, sollten jedoch durch die Wahrnehmung der vor Ort Betroffenen 
ergänzt werden. Diese können Einblicke in besonders behindernde Barrieren ermöglichen, aber auch 
Hinweise geben, welche (einfachen) Maßnahmen und rechtzeitige Vorkehrungen mehr Teilhabe im 
Gemeinwesen ermöglichen. Die partizipative Festlegung der Analyse-Schwerpunkte und des Vorgehens 
trägt dazu bei, Ergebnisse zu erzielen, die von allen Akteuren als relevant für die weitere Planung 
angesehen werden. 

Ziel: Möglichkeiten, Hindernisse und Handlungsbedarfe hinsichtlich der Teilhabe 
von Menschen (mit Behinderungen) in der Kommune sind als Grundlage 
der Planung beschrieben. 

Förderliche Faktoren 

 Verfügbaren Daten – beispielsweise aus der Sozialplanung, Kinder- und Jugendhilfeplanung 
und Schulentwicklungsplanung – können für Planungsprozesse zur Umsetzung der UN-BRK als 
Grundlage genutzt werden 

 Je nach Planungsstruktur können die fachlich besetzten Arbeitsgruppen die Bedarfe ermitteln 
und festlegen, welche Daten kontinuierlich zu nutzen sind (zum Beispiel anonymisierte 
Informationen aus der Hilfeplanung im Jugendamt, aus der Gesamtplanung durch den Träger, 
der Eingliederungshilfe oder aus Sozialberichten der Betreuungsbehörde). 

 Erfahrungen mit der Befragung und Beteiligung von Bürger*innen in anderen 
Planungsbereichen können genutzt und weiterentwickelt werden. 

 Die besondere Expertise von Menschen mit Behinderungen bei der Identifizierung und 
pragmatischen Überwindung alltäglicher Barrieren kann dazu beitragen, umsetzbare 
Maßnahmen zu entwickeln und zugleich die Partizipationsmöglichkeiten vor Ort zu erweitern. 

 Die Perspektive besonders vulnerabler Gruppen (zum Beispiel Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf innerhalb und außerhalb von Einrichtungen) wird in geeigneter Form 
spezifisch erfasst. 

 Eine offene Analyse der Situation durch direkt Betroffene befördert die Entwicklung geeigneter 
Maßnahmen zur Behebung von Missständen. 

 Notwendige Erweiterungen der Datengrundlage für die Planung werden von den Arbeitsgruppen 
gemeldet und von der Steuerungsgruppe koordiniert. 
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Stolpersteine 

 Planung ohne empirische Grundlage entwickelt sich zu wenig effektivem Aktionismus. 
 Die fachlich verantwortlichen Personen überschätzen ihren (subjektiven) Überblick über die 

Situation vor Ort und halten daher Analysen für nicht notwendig. 
 Maßnahmen, die nicht auf vor Ort erhobenen Daten beruhen, werden (von nicht am Prozess 

beteiligten Personen) nicht anerkannt und umgesetzt, weil ihnen die Legitimation fehlt. 
 Die Sammlung von Problemen in öffentlichen Veranstaltungen (zum Beispiel Workshops) wird 

als ausreichender Ersatz für die Durchführung strukturierter Analysen angesehen. 
 Zu enge Perspektiven auf die aktuelle Situation vor Ort verhindern eine umfassende 

Problemwahrnehmung für unterschiedliche Gruppen von Menschen mit Beeinträchtigungen. 

So kann es gehen: 

Die Möglichkeiten zur Analyse der Ausgangssituation unterscheiden sich je nach Art und Größe einer 
Kommune. In der Steuerungsgruppe wird zusammengetragen, welche Daten der Gebietskörperschaft 
vorliegen oder von welchen Stellen eine Auswertung von (statistischen) Daten bezogen werden kann. 
Denkbare Datenquellen sind etwa: anonymisierte Auswertungen von Dokumenten zur individuellen 
Planung von Hilfen (Eingliederungshilfe, Frühförderung, Schule oder rechtliche Betreuung); 
Menschen mit Behinderungen werden als Barrierechecker aktiv, die auf Hindernisse der Teilhabe 
hinweisen; Dienste und Einrichtungen erkunden mit ihren Nutzer*innen den Sozialraum und 
identifizieren dort positive Faktoren und Probleme. Rückmeldungen können per App erfolgen. Im 
Verlaufe des Planungsprozesses werden Befragungen oder Gruppendiskussionen mit Expert*innen 
in eigener Sache, in der Verwaltung oder mit Akteuren aus dem Bereich der Leistungserbringer 
durchgeführt. Die hauptverantwortliche Person wertet die Daten aus bzw. koordiniert die Auswertung 
und stellt sie den Arbeitsgruppen zur Verfügung. 

In größeren Kommunen kann die regelmäßige Information über die Lebenslage von Menschen mit 
Behinderungen in die Sozialberichterstattung aufgenommen werden. 
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6. Diskussion in offenen Foren 

Für Arbeit an der Umsetzung der UN-BRK sind viele Menschen zu begeistern und bereit, sich 
einzubringen. Diskussionen in offenen Foren dienen der Transparenz, der Bewusstseinsbildung und der 
Validierung von (Zwischen-)Ergebnissen. Um die Zusammenarbeit in den Planungsgruppen und 
während des Planungsprozesses zu gewährleisten, sollten diese allerdings schon aus rein 
pragmatischen Gründen nicht zu groß werden. Mit öffentlichen Veranstaltungen oder Online-
Beteiligungsmöglichkeiten lässt sich der Kreis der am Prozess zumindest phasenweise beteiligten 
Personen vorübergehend erweitern. Die Durchführung von offenen Foren dient außerdem der 
Motivation und Ideensammlung. Die Nutzung von digitalen Medien der Kommunikation ist dabei von 
besonderer Bedeutung. 

Ziel: Für alle interessierten Einwohner*innen und in der Kommune aktiven 
Akteure ist der Prozess transparent und alle können ihre Perspektive 
einbringen. 

Förderliche Faktoren 

 Eine öffentliche Veranstaltung zu Beginn des Prozesses schafft Aufmerksamkeit für das Thema 
Umsetzung der UN-BRK. 

 Eine Auftaktveranstaltung, die allen interessierten Menschen aufzeigt, wie sie ihre Perspektive 
(zum Beispiel durch ein digitales Tool) in die Planung einbringen können und wo die 
Möglichkeiten, aber auch die Grenzen der Umsetzbarkeit auf kommunaler Ebene liegen, schafft 
realistische Erwartungshaltungen. 

 Themenspezifische und/oder zielgruppenspezifische Foren ermöglichen die Einbeziehung von 
Menschen, die Schwierigkeiten haben, sich in formalen Planungsgruppen verständlich zu 
machen. 

 Die Diskussion von Zwischenergebnissen ermöglicht es, laufende Maßnahmen zu schärfen. 
 Die Einladung von externen Expert*innen (zum Beispiel Menschen mit Erfahrungen in der 

systematischen Planung zur Umsetzung der UN-BRK, Menschen mit Kenntnissen zur UN-BRK 
oder Menschen mit Erfahrungen in der Beteiligung von Menschen mit Behinderungen und 
anderen Gruppen) zu einem offenen Forum ermöglicht eine Perspektiverweiterung. 

 Veranstaltungen im Planungsprozess vermitteln Erfahrungen zur Durchführung barrierefreier 
öffentlicher Veranstaltungen (mit der Möglichkeit der digitalen Teilnahme). Für die Vorbereitung 
lässt sich eine Checkliste nutzen (erhältlich etwa bei der Bundesfachstelle Barrierefreiheit). 

Stolpersteine 

 Veranstaltungen, die nicht zur Teilnahme motivieren und nicht als Einladung zur Mitarbeit erlebt 
werden. 

 Es werden Erwartungen geweckt, die durch eine kommunale Planung nicht eingelöst werden 
können. Dies führt zu Partizipationsfrust. 

 Die Sammlung von Barrieren der Teilhabe im Rahmen von Veranstaltungen wird als Ersatz 
einer Analyse der Ausgangssituation angesehen. 
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 Im Rahmen von offenen Foren vorgestellte Konzepte für die Planung oder die Vorstellung von 
Zwischenergebnissen überfordern die Teilnehmer*innen. Sie sehen keine 
Mitwirkungsmöglichkeiten. 

So kann es gehen: 

In der Steuerungsgruppe werden Veranstaltungen geplant, die im Laufe des Planungsprozesses 
durchzuführen sind. Diese zeichnen sich durch die barrierefreie Einladung zur Mitarbeit sowie durch 
die Beteiligung der Verwaltungsspitze und der Politik aus, was die Bedeutung der Planung hervorhebt 
und nach außen deutlich macht. Die Möglichkeiten und der Grenzen der kommunalen Planung 
werden klar kommuniziert. Im Prozess können auch kleinere Veranstaltungen für bestimmte 
Zielgruppen (zum Beispiel Menschen mit bestimmten Behinderungen, Angehörige, Fachkräfte oder 
Menschen, die durch Dienste oder Einrichtungen unterstützt werden) durchgeführt werden. Für die 
Teilnehmer*innen wird transparent gemacht, wie ihre Anliegen in den Planungsprozess einfließen. 
Die Veranstaltungen in Präsenz werden ergänzt durch Möglichkeiten der digitalen Beteiligung am 
Planungsprozess. Alle Interessierten können sich mithilfe einer barrierefreien Internetseite über den 
Stand und die Entwicklung des Planungsprozesses informieren. 
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7. Planwerke 

Planwerke markieren den Übergang von der Planung zur Umsetzung von Maßnahmen und bilden das 
Herzstück aller systematischen Aktivitäten zur Umsetzung der UN-BRK. Sie stellen nicht den Endpunkt, 
sondern einen wichtigen Zwischenschritt im Planungsprozess dar. Planwerke können sich auf 
ausgewählte Themen konzentrieren (Fokus-Aktionspläne) und andere Themen für spätere 
Planungsphasen vorsehen. Als Herausforderung stellt sich dar, Planwerke so zu gestalten, dass sich 
zum einen Akteure innerhalb und außerhalb der Verwaltung an ihnen orientieren können und zum 
anderen die interessiert Öffentlichkeit über die geplanten Maßnahmen sowie alle Interessierten über 
Mitwirkungsmöglichkeiten informiert werden. 

Ziel: Planwerke informieren über Ausgangsbedingungen und Verlauf des 
Prozesses. Sie verpflichten die Kommune zur Umsetzung und bieten allen 
in der Kommune tätigen Akteuren Orientierung für die eigenständige 
Umsetzung der UN-BRK. 

Förderliche Faktoren 

 Es ist von Vorteil, wenn mit allen an der Planung Beteiligten frühzeitig abgestimmt wird, wie das 
oder die Planwerk(e) gegliedert werden und wie Ausführungen zu Maßnahmen aufgebaut sein 
sollen. Alle Inhalte werden mit den fachlichen Arbeitsgruppen abgestimmt. 

 Das oder die Planwerk(e) sollten enthalten: 
 eine Dokumentation des Planungsprozesses (Was wurde beschlossen? Was ist gelaufen? 

Wer hatte die Federführung? Wer hat mitgearbeitet? Wie wurde die Einbeziehung von 
Menschen mit Behinderung realisiert? Welche Dokumente wurden herangezogen? Wie 
wurde der Bezug zur Umsetzung der UN-BRK sichergestellt?). Es sollte kritisch reflektiert 
werden, was der Planungsprozess geleistet hat und welche Herausforderungen bleiben; 

 eine Analyse der Ausgangssituation (Welche Daten bzw. Erhebungen wurden für die 
einzelnen Handlungsfelder herangezogen? In welchem Zusammenhang stehen die 
gewählten Schwerpunkte und die Maßnahmen zu den Analysen?); 

 eine Prozessbeschreibung für die Umsetzung der Maßnahmen und den weiteren 
Planungsprozess (Wer ist zuständig? Wer ist in der Verwaltung zuständig? Wie wird die 
Umsetzung einzelner Maßnahmen durch die Interessenvertretung begleitet? Wie kann man 
sich auch außerhalb der Interessenvertretung beteiligen? Wie und in welchen Zeiträumen 
wird die Umsetzung der Maßnahmen überprüft? Wer ist dafür verantwortlich? Wie kann und 
soll eine Fortschreibung von Maßnahmen erfolgen? Wie soll die Analyse der 
Ausgangssituation fortgeschrieben werden?); 

 einen Maßnahmenplan, der nach einem durchgängigen Muster (zum Beispiel Bezug auf die 
UN-BRK und Bedeutung für die Entwicklung inklusiver Strukturen, Ziel, konkrete 
Handlungsschritte, Hauptverantwortliche, benötigte Ressourcen und Zeitvorgaben) 
aufgebaut ist und der es den für die Umsetzung verantwortlichen Personen ermöglicht, 
genau zu erkennen, was zu tun ist. Es ist hilfreich, wenn die Maßnahmen in einem 
Dokument oder auch in einer Datenbank zusammengefasst werden, da dies die 
Überprüfung und Anpassung erleichtert. 
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Bei der Formulierung von Maßnahmen hat sich die Orientierung an S.M.A.R.T.-Kriterien bewährt: 

S – pezifisch-konkret 

M – essbar (quantitativ oder qualitativ)  

A – ttraktiv (positiv formuliert, motivierend)  

R – ealistisch (das Ziel soll erreichbar sein)  

T – erminiert (bis wann …?) 

(Beispiel: „Entsprechend der Strategie zur Herstellung von Barrierefreiheit wird das Bürgerhaus im 
Ortsteil XY im Zuge der Sanierung im Jahre 2028 entsprechend der DIN-Norm 18040-2 barrierefrei 
ausgebaut. Es ist dann für alle Menschen im Stadtteil zugänglich und nutzbar. In die Planungen im 
Bauamt, die bis September 2027 abgeschlossen sein sollen, werden die Vertreter*innen der Beiräte 
einbezogen und bei Bedarf auch andere Vertreter*innen in eigener Sache hinzugezogen. Ressourcen 
stehen im Haushaltplan unter dem Titel XYZ zur Verfügung. Die Federführung liegt im Bauamt in 
Abteilung XY. Ansprechpartner*in ist Herr*Frau XYZ.“) 

 Maßnahmen möglichst konkret formulieren (orientiert an den SMART-Kriterien). 
 Verbindlichkeit wird höher, wenn Personen aus Politik und Verwaltungsspitze ein Vorwort 

beisteuern, das die Verpflichtung und den politischen Willen zur Umsetzung der UN-BRK zum 
Ausdruck bringt. 

 Maßnahmen mit Priorisierung versehen, Anzahl begrenzen und Umsetzungszeitraum festlegen. 
 Im Planwerk sollten auch divergierende Sichtweisen und Diskussionsstandpunkte 

aufgenommen werden, um die Mitarbeit trotz Spannungen wertzuschätzen und die im 
Hintergrund stattfindenden Abwägungen erkennbar werden zu lassen. 

 Das oder die Planwerk(e) stehen im Internet im Rahmen einer ansprechend und barrierefrei 
gestalteten Seite zur Verfügung, so dass sie für alle nutzbar ist/sind. Hilfreich ist eine Gestaltung 
der Seite mit einführenden Informationen und aktuellen Entwicklungen. 

Stolpersteine 

 Die Beteiligten sehen den Planungsprozess mit der Vorlage des Berichts als abgeschlossen an. 
 Das Dokument ist so allgemein gehalten, dass damit nicht praktisch gearbeitet werden kann. 
 Es wird nicht deutlich, wie der Prozess zur Umsetzung der UN-BRK weitergeht. 
 Auf komplexe Maßnahmen, die sich nicht ausschließlich SMART formulieren lassen, wird 

verzichtet. 
 Die Anzahl der Maßnahmen ist unüberschaubar groß und für die Umsetzung zuständige 

Akteure erkennen nicht, dass sie angesprochen sind. 
 Maßnahmen werden als reine Absichtserklärung formuliert und benennen nicht, was von wem 

bis wann mit welchem Ziel getan werden soll. 
 Das Planwerk entfernt sich von den wesentlichen Ergebnissen des Prozesses oder 

Maßnahmen gehen weit über die Einflussmöglichkeiten der Kommune hinaus 
 Das Planwerk ist im Internet schwer auffindbar. 
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So kann es gehen:  

Schon frühzeitig wird in der Planungsgruppe beraten, wie das Planwerk oder die Planwerke 
aufgebaut werden sollen. Der Aufbau wird mit den fachlichen Arbeitsgruppen abgestimmt. Diese 
richten die Bearbeitung ihrer Schwerpunktthemen auf die geplante Struktur aus. Ein kleiner 
Redaktionskreis übernimmt die Erstellung einer Entwurfsfassung, die dann noch einmal abgestimmt 
wird. Die an die allgemeine Öffentlichkeit adressierten Teile des Planwerks werden ansprechend und 
barrierefrei gestaltet und im Internet gut auffindbar zur Verfügung gestellt. 
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8. Politische Beschlüsse zur Umsetzung der Planung 

Das Gremium, das den Planungsprozess beschlossen hat, wird häufig durch Sachstandsberichte über 
den Fortgang informiert. Das Planwerk wird in dem Gremium vorgestellt und es wird ein Beschluss zur 
Annahme und zum weiteren Prozess gefasst. Der Beschluss verleiht der Umsetzung der UN-BRK in der 
Kommune die notwendige politische Legitimation, formuliert Handlungsaufträge für die Verwaltung und 
andere Stellen. Er dient häufig auch als Grundlage dafür, dass der Planungsprozess verstetigt und um 
innovative Elemente ergänzt werden kann. 

Ziel: Das beschließende Gremium bestätigt die Verbindlichkeit der Umsetzung 
und das weitere Vorgehen. 

Förderliche Faktoren 

 Die Politiker*innen in dem zuständigen Gremium werden nicht erst zur Vorbereitung der 
Beschlussfassung informiert. Aus möglichst allen Fraktionen waren Vertreter*innen in den 
vorherigen Planungsprozess eingebunden. Das Gremium wurde regelmäßig über den Fortgang 
der Planung informiert. 

 Das weitere Vorgehen steht im Mittelpunkt des Beschlusses (Sollen alle Maßnahmen zeitgleich 
umgesetzt werden oder gibt es eine Priorisierung? Wie und in welchem Rhythmus wird die 
Umsetzung der Maßnahmen dokumentiert und überprüft? Wer ist dafür verantwortlich? Welche 
personellen und materiellen Ressourcen stehen zur Verfügung? Wie werden die 
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen eingebunden?). 

 Das Gremium wird auch nach der Beschlussfassung regelmäßig über den Stand der 
Umsetzung informiert und beschließt neue oder überarbeitete Maßnahmen. 

Stolpersteine 

 Das Planwerk wird in dem beschlussfassenden Gremium lediglich zur Kenntnis genommen. 
 Die Umsetzung der Planung wird in dem Beschluss als Aufgabe lediglich eines Politikbereiches 

(zum Beispiel als Aufgabe für den oder die Behindertenbeauftragte*n) angesehen. 
 Der Beschluss berücksichtigt nicht, dass für die Umsetzung geeignete Strukturen und explizite 

Verantwortlichkeiten notwendig sind. 
 Der Beschluss berücksichtigt nur verwaltungsinterne Aufgaben und macht keine Aussagen zur 

Beteiligung der Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen und anderer Akteure. 

So kann es gehen: 

Alle interessierten Akteure können die Entwurfsfassung des Planwerks vor der Beschlussfassung 
lesen und Änderungsvorschläge machen. Es wird genug Zeit eingeräumt, um den Entwurf in den 
Fraktionen, anderen beteiligten Gruppierungen und in der Verwaltung zu diskutieren. Das Planwerk 
enthält einen Vorschlag, wie nach der Beschlussfassung weitergearbeitet wird. Dieser Vorschlag ist 
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die Grundlage für Diskussionen über den Beschlusstext, der selbstverständlich noch verändert 
werden kann. 
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9. Anwendung der Planung 

Der Begriff der Anwendung signalisiert, dass die Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens kein starr 
vorgegebener, sondern ein kreativer Prozess ist. Einerseits nennt das Planwerk konkrete Maßnahmen, 
die von den zuständigen Stellen verbindlich umzusetzen sind. Andererseits sind alle Akteure im 
Gemeinwesen aufgefordert, sich über Einzelmaßnahmen hinaus an den Leitideen und Vorgaben der 
UN-BRK zu orientieren. Dies betrifft insbesondere solche Akteure, die durch eine kommunale Planung 
nicht unmittelbar verpflichtet werden können und die die Vorgaben in eigener Verantwortung anwenden. 
Auf diese Weise ergibt sich die Möglichkeit, dass Einzelentscheidungen sich nach und nach zu einem 
neuen, konsistenten Entwicklungsmuster in der örtlichen Inklusionspolitik herausbilden, das zunehmend 
prägend wird. 

Ziel: Die Teilhabemöglichkeiten vor Ort verbessern sich für alle Menschen mit 
und ohne Behinderungen. Es entwickelt sich ein inklusives Gemeinwesen. 

Förderliche Faktoren 

 Alle im Gemeinwesen tätigen Akteure konnten im Planungsprozess ein gemeinsames 
Verständnis der UN-BRK, der gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
und von Inklusion entwickeln. 

 Die Zuständigkeit für die Umsetzung von Maßnahmen ist für alle transparent. Es kommt bei der 
Umsetzung zu einer Zusammenarbeit der für die Umsetzung Verantwortlichen und der 
Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen. 

 Die Umsetzung der UN-BRK ist in allen Fachabteilungen der Verwaltung verankert. Die 
Entwicklung von inklusiven Strukturen ist in den jeweiligen Fachplanungen als eigenständige 
Aufgabe verankert. 

 Es gibt in jeder Fachabteilung der Verwaltung eine*n Ansprechpartner*in für Inklusion. Die 
Ansprechpartner*innen arbeiten in einem Arbeitskreis zusammen. 

 Die Fachabteilungen beziehen von sich aus Menschen mit Behinderungen als Expert*innen in 
ihre Planungen ein. 

 Die Umsetzung der UN-BRK und die Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens bleibt in der 
Öffentlichkeit durch Veranstaltungen und Berichte in den Medien präsent. 

Stolpersteine 

 Das Verständnis von gleichberechtigter Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und 
Inklusion bleibt vage. 

 Der Begriff Inklusion wird ohne Bezug auf die UN-BRK gefüllt (zum Beispiel werden 
Sondereinrichtungen als Orte der Inklusion verstanden). 

 Die UN-BRK wird nicht als gemeinsame verbindliche Grundlage für Planungen anerkannt. 
 Die beteiligten Akteure tauschen sie weder untereinander noch mit der Interessensvertretung 

von Menschen mit Behinderungen darüber aus, wie Maßnahmen in ihrem Bereich umgesetzt 
werden sollen. 
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So kann es gehen: 

Im Beschluss wird die bisherige Steuerungsgruppe mit der Umsetzung beauftragt. Die Mitarbeiter*in, 
der*die federführend für den Planungsprozess verantwortlich war, ist nun auch für die Umsetzung 
zuständig. In der Steuerungsgruppe wird beraten, was die nächsten Schritte sind. Die*Der zuständige 
Mitarbeiter*in fordert die jeweils zuständigen Stellen zur Umsetzung der Maßnahmen auf und steht 
beratend zur Verfügung. In regelmäßigen Abständen wird der Umsetzungsstand in den Blick 
genommen, digital für alle nachvollziehbar dokumentiert und hinsichtlich des Fortschritts bewertet. In 
der Steuerungsgruppe können auch neue Maßnahmen vorbereitet und im zuständigen Gremium zur 
Abstimmung gestellt werden. 
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10. Monitoring und Evaluation

Im Gegensatz zu Planungen für bestimmte Bereiche, die zu einem vereinbarten Zeitpunkt 
abgeschlossen sein sollten, bedarf die übergreifende Planung eines inklusiven Gemeinwesens der 
kontinuierlichen Fortschreibung. Voraussetzung dafür ist die Dokumentation der Umsetzung der 
beschlossenen Maßnahmen (Monitoring). Nach einem im Planwerk festgelegten Zeitraum sollte der 
Stand der Umsetzung mit seinen Stärken und Schwächen bewertet werden (Evaluation). Es kann dann 
beschlossen werden, ob auf der Grundlage der bestehenden Struktur weitergearbeitet wird oder ob 
neue Strukturen und Planungsgrundlagen erarbeitet werden müssen. Aus dem Planungsprozess wird 
so ein dynamischer Lernprozess, durch den der Planungszyklus zu einem über sich hinausweisenden 
Prozess – einem Loop – wird. Er löst Innovationen aus, die dann daran anknüpfende, weiterführende 
Planungen ermöglichen. 

Ziel: Die Beobachtung der Umsetzung führt zu einem Lernprozess, der die 
Dynamik des Planungsprozesses weiterführt. 

Förderliche Faktoren 

 In das Monitoring und die Evaluation werden alle an den Planungsaktivitäten zur Umsetzung der
UN-BRK beteiligten Akteure miteinbezogen.

 Die Unterstützung der Evaluation durch eine externe Stelle kann dabei helfen, Schwachpunkte
besser zu erkennen.

 Das zuständige politische Gremium beschließt zu einem festgelegten Zeitpunkt nach der
Verabschiedung des Planwerks, wie der systematische Planungsprozess zur Umsetzung der
UN-BRK in Zukunft fortzusetzen ist.

Abbildung 2: Der idealtypischen Planungszyklus als über sich hinausweisender Loop 
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Stolpersteine 

 Die politischen Aktivitäten der Akteure im Feld der kommunalen Inklusionspolitik entkoppeln
sich schleichend von den gemeinsamen Grundlagen im Planwerk.

 Die Umsetzungsaufgaben werden nicht mehr wahrgenommen, weil die damit beauftragten
Stellen neu besetzt oder Gremien neu gewählt wurden.

 Die Internetseite zur Information über den Planungsprozess wird nicht gepflegt.
 Die Planung wird ohne Nachjustierung wie in früheren Prozesszyklen fortgeführt, obwohl die

Effekte sich als begrenzt erweisen.
 Der systematische Planungsprozess gerät in Vergessenheit, es dominieren unverbundene

projekthafte Aktivitäten.

So kann es gehen: 

Die mit der Umsetzung beauftragte Steuerungsgruppe verfasst jährlich einen Kurzbericht zum Stand 
und zur Einschätzung der Umsetzung. In den politischen Gremien wird dieser Bericht diskutiert und 
bewertet. Nach sechs Jahren findet ein Workshop statt, der mit externer Unterstützung vorbereitet 
und moderiert wird. Ziel ist es, den Prozess zu evaluieren und zu überlegen, was man aus den 
bisherigen Erfahrungen lernen konnte. Die so getroffenen Schlussfolgerungen werden für die 
Planungen zur Beschlussfassung in das zuständige politische Gremium eingebracht.
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